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Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) stellt fest, dass

1. der am 29.05.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulässig ist und 
2. der am 31.05./01.06.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulässig ist. 

Gesetzliche Grundlagen:

§ 25 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Mit Beschlüssen vom 28.02.2017 hat der Stadtrat die Kinderbetreuungsatzung sowie die 
Elternbeitragssatzung in geänderter Form beschlossen. Beide Satzungen wurden im 
Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) am 31.03.2017 öffentlich bekannt gemacht. 

Am 29.05.2017 wurde dem Sekretariat des Oberbürgermeisters ein Mappe übergeben, in 
der neben einem an den Stadtratsvorsitzenden gerichteten Anschreiben als Anlagen 199 
Unterschriftenlisten beigefügt waren. Mit diesem Einwohnerantrag beantragen die 
Unterzeichnenden, dass „der Stadtrat über die Kinderbetreuungssatzung (17StR/17/003) 
und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt und dabei insbesondere:

1. die Gebühren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen 
Städte mit 20.000 bis 35.000 Einwohnern festgesetzt werden,

2. berücksichtigt, dass die freien Träger zu großen Teilen die 
verabschiedeten Betreuungszeiten gar nicht mittragen, und 

3. die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeindeelternrat im 
Vorfeld abstimmt, um neu geschaffene, bürokratische Hürden abzubauen.“

19 der 199 Unterschriftenlisten sehen auf der Rückseite eine Begründung vor, die restlichen 
180 Unterschriftenlisten sehen auf der Rückseite keine Begründung vor. Die Begründung 
lautet wie folgt: 

„Worum geht es: 
Am 28.02.2017 hat der Stadtrat von Köthen (Anhalt) für den Bereich Kinderkrippe, 
der Kindergärten und des Horts neue Regelungen und neue Gebühren geschaffen. 
Die Gebühren sind dabei stark gestiegen und liegen deutlich über den Gebühren 
anderer Städte in Sachsen-Anhalt. Des Weiteren wurden neue organisatorische 
Rahmenbedingungen geschaffen, die wir als betroffene Eltern als unpraktisch 
empfinden. Leider wurde der Gemeindeelternrat im Vorfeld nicht beteiligt, so dass 
Eltern keinerlei Chancen hatten, ihre Hinweise und Gedanken mit einfließen zu 
lassen. 

Zur Kompensation der deutlichen Kostensteigerungen wurde auf die Möglichkeit 
verwiesen, dass man seit 01.04.2017 die Kinderbetreuung stundenweise 
abschließen könne. Das geht in den städtischen Kitas, aber zu großen Teilen nicht 
bei den freien Trägern. Damit ist ca. jedes 2. Kind in Köthen (Anhalt) von einer 
Nichtgestaltbarkeit der Kosten betroffen. Gebührensteigerungen von bis zu 1.000 
EUR im Jahr sind die Folge. 

Das finden wir nicht in Ordnung, so dass wir mit diesem Einwohnerantrag das Ziel 
verfolgen, den Stadtrat von Köthen (Anhalt) nochmals unter Berücksichtigung dieser 
Aspekte mit dem Thema zu beschäftigen. Des Weiteren erwarten wir, dass mit dem 
Gemeindeelternrat im Vorfeld solch wichtiger und weitreichender Entscheidung 
gesprochen wird. 
Mit Ihrer Stimme können Sie unseren Antrag unterstützen. Setzen Sie sich ein und 
setzen ein Zeichen, dass mit unseren Kindern (und Eltern) nicht so umgegangen 
werden kann. 

Zur Begründung des Antrages:
Kinder sind der wichtigste Baustein unserer Gesellschaft. Sie sichern unsere 
Existenz. Die Sozialministerin des Landes, Frau Grimme-Benne (SPD), bezeichnete 
die Einkommenssituation von Eltern im Land Sachsen-Anhalt in diesem Jahr als 
niedrig und ungünstig. Der Oberbürgermeister der Stadt zeigte bei der aktuellen 



Entwicklung der Innenstadt deutlich auf, dass Einkommen in Köthen (Anhalt) 
niedriger sind, als in Nachbarkreisstädten.  Somit ist die Maximalerhöhung von 
Kinderbetreuungsgebühren der falsche Weg!

a) Innerhalb der Beschlussberatung des Stadtrates wurde dargestellt, 
dass Eltern auf die steigenden Gebühren durch flexiblere 

  Gestaltungen ihrer Betreuungszeiten reagieren können. Nunmehr ist 
festzustellen, dass die freien Träger diese Zeiten nicht anbieten und 
damit rund die Hälfte aller Eltern der Zugang zu dieser Möglichkeit 
versperrt ist. Diese Eltern werden damit faktisch in die hohen 
Gebühren „gezwungen“.

 
b) Die aktuelle Gebührenhöhe führt bei Eltern mit schwächeren Einkommen

und mehrerer Kinder zu einer „Unattraktivität“ von eigener Arbeit. 
Diese Eltern werden in soziale Unterstützungen gedrängt.
Genau das ist nicht der richtige Weg. 

c) Mit der Übertragungen von zusätzlichem Verwaltungsaufwand auf die 
Kitas und Horte sinkt die Arbeitszeit an unseren Kindern! Aufgabe sollte 
aber maximale Zeit für unsere Kinder, nicht für Verwaltungstätigkeiten 
sein. 
Hier besteht Nachbesserungsbedarf!

d) Der organisatorische Aufwand für die An-, Ab- und Ummeldung ist für 
alle Beteiligten unverhältnismäßig hoch und bedarf einer Überarbeitung. 
Wir brauchen flexible, sich am Leben orientierende Lösungen. Deshalb 
ist mit dem Gemeindeelternrat zu sprechen!“

Am 01.06.2017 wurde aus dem Briefkasten der Stadt Köthen (Anhalt) eine weiteres 
Schreiben entnommen, mit welchem weitere 21 Unterschriftenlisten nachgereicht worden 
waren, die sämtlichst keine Begründung enthielten. Das Kuvert enthält einen durch die 
Absender handschriftlich getätigten Vermerk, dass der Briefkasteneinwurf am 31.05.2017 
erfolgt sei. 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Zulässigkeit des Einwohnerantrages ist die 
Sach- und Rechtslage am Tag des Antragseingangs, vorliegend also der 29.05.2017. Nach 
diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetzlich vorgeschriebene 
Kriterien können nur noch in Form eines neuen Einwohnerantrages berücksichtigt werden. 
Daher sind die am 31.05./01.06.2017 nachgereichten Unterschriften als eigenständiger 
Antrag zu werten. Dieser hat das von § 25 Abs. 3 Nr. 3 KVG LSA geforderte Quorum von 
800 stimmberechtigten Einwohnern nicht erreicht. Damit ist dieser Antrag bereits aus 
diesem Grunde unzulässig. 

Der am 29.05.2017 eingereichte Antrag weist ebenfalls nicht die Stärke von 800 
stimmberechtigten Einwohnern auf. Abgegeben wurden 199 Unterschriftenlisten mit jeweils 
maximal 10 Zeilen. 19 der Unterschriftenlisten wiesen eine Vorderseite mit dem Begehren 
und den Unterschriftenlisten sowie auf der Rückseite eine Begründung auf. Die restlichen 
180 Unterschriftenlisten wiesen auf der Rückseite keine Begründung auf. 

Nach § 25 Abs. 2 Satz 1 KVG LSA muss der Einwohnerantrag ein bestimmtes Begehren 
mit Begründung enthalten. Eine Begründung ist daher eine gesetzliche Voraussetzung des 
Einwohnerantrages. Diese muss – wie die anderen geforderten Bedingungen – Gegenstand 
jeder Unterschriftenliste sein (vgl. VerwG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 – Az.: 9 A 
458/03 MD). Fehlt es hieran, ist unklar, auf welcher Grundlage die Unterschriften geleistet 



worden sind. Es fehlt bei diesen Unterschriften (bei denen die Begründung fehlt) die 
plebiszitäre Legitimation für den Einwohnerantrag. Aus diesem Grunde sind die 180 
Unterschriftenlisten für die Bestimmung des Quorums unbeachtlich. 

Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld als zuständige Kommunalaufsichtsbehörde hat die 
Rechtsauffassung der Verwaltung bestätigt. 

Mit den 19 Unterschriftenlisten, bei denen auf der Rückseite die Begründung enthalten war, 
wird das von § 25 Abs. 3 Nr. 3 KVG LSA geforderte Quorum ebenfalls nicht erreicht. Daher 
ist auch der erste am 29.05.2017 eingereichte Antrag unzulässig. 

Über die Zulässigkeit des Einwohnerantrages entscheidet die Vertretung (vgl. § 25 Abs. 5 
Satz 1 KVG LSA). Ein (politischer) Ermessenspielraum wird der Vertretung auf Grund des 
eindeutigen Gesetzeswortlautes („stellt … fest“) nicht eingeräumt. Liegt eine formelle oder 
materielle gesetzliche Voraussetzung nicht vor, so ist der Einwohnerantrag nicht zulässig.

Zur Ergänzung wird dieser Vorlage das Anschreiben der Initiatoren (Anlage 1) sowie eine 
unausgefüllte Unterschriftenliste mit Vorder- und Rückseite (Anlage 2) sowie der 
ausführliche Prüfvermerk (Anlage 3) beigefügt. 

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt aus diesen Gründen, dass der Stadtrat feststellt, dass  

1. der am 29.05.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulässig ist und 
2. der am 31.05./01.06.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulässig ist. 












Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Anschreiben vom 29.05.2017.pdf










Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - unausgefüllter Einwohnerantrag.pdf
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I. Sachverhalt  


 
1.  Am 28.02.2017 beschloss der Stadtrat eine neue Kinderbetreuungs- und Elternbei-
tragssatzung. Beide wurden im Amtsblatt vom 31. März 2017 öffentlich  bekannt gemacht.  
 
2. Am 29.05.2017 wurde Frau Rolle eine Mappe übergeben, in der ein an den Vorsit-
zenden des Stadtrates, Herrn Dr. Werner Sobetzko, adressiertes Anschreiben nebst als An-
lagen 199 Unterschriftenlisten enthalten war.  
 
2.1.  In der Betreffzeile des Anschreibens steht Folgendes:  
 


„Einwohnerantrag gegen die hohen Kita- und Hortgebühren und die unpraktikablen 
Hortzeiten“ 


 
Das Anschreiben vom 29.05.2017 hat folgenden Inhalt: 
 
 „Sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko,  
 


anliegend übersende ich Ihnen die Unterschriftenlisten der Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Stadt Köthen (Anhalt)  mit deren Einwohnerantrag mit Stand 27.05.2017 
gegen die hohen Kita- und Hortgebühren und die unpraktikablen Hortzeiten.  
 
Der Einwohnerantrag der Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Köthen (Anhalt) 
begründet sich wie folgt: 
 


Die vom Stadtrat am 28.02.2017 beschlossenen Kita- und Hortgebühren sind 
mit die teuersten in ganz Sachsen-Anhalt. Die Veränderung von Betreuungs-
zeiten sind zum Teil gar nicht möglich oder an einen unverhältnismäßig hohen 
Aufwand für die Eltern gebunden.  
 
Wir, die unterzeichnenden Bürgerinnen und Bürger der Stadt Köthen (Anhalt), 
beantragen dass der Stadtrat über die Kinderbetreuungssatzung 
(17/StR/17/003) und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt 
und dabei 
 
1. Die Gebühren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen Städ-


te mit 20.000 bis 35.000 Einwohnern festzusetzen. 
 


2. Zu berücksichtigten, dass die freien Träger zu großen Teilen die verab-
schiedeten Betreuungszeiten gar nicht mittragen.  


 


3. Die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeideelternrat im Vorfeld 
abstimmt, um neu u geschaffene, bürokratische Hürden abzubauen. 


 
Die Einwohnerinnen und Einwohner unserer Stadt zeigen mit diesem Antrag deutlich 
auf, dass diese eine Neubehandlung unter einer aktiven Beteiligung des Ge-
meideelternrat wünschen.  
 
Ich darf an dieser Stelle nochmals darauf hinweisen, dass der Gemeideelternrat in 
der gewählten Form einer kurzen Anhörung im Rahmen der finalen Beschlussfassung 
im Stadtrat keine reale Beteiligungsmöglichkeit gesehen hat und sieht. Im Interesse 
unserer Kinder wünschen wir uns eine Zusammenarbeit, welche auch einen Aus-
tausch von Argumenten vorsieht.  
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Ich darf Ihnen hierzu die Bereitschaft des Gemeideelternrates zusichern und erwarte, 
auch mit der deutlichen Unterstützung der Einwohnerinnen und Einwohner unserer 
Stadt, einen konstruktiven Umgang mit diesem Antrag.  
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung.“   


 
2.2. Die beigefügten 199 Unterschriftenlisten differieren in ihrem äußeren Erscheinungs-
bild. 19 Unterschriftenlisten weisen eine Vorder- (2.2.1) und Rückseite auf (2.2.2); die restli-
chen lediglich eine Vorderseite (2.2.1). 
 
2.2.1 Die Vorderseite enthält im Querformat die Unterschriftenliste in Form einer ohne 
Kopfzeile 10-zeiligen Tabelle, eingebettet zwischen Text. Über der Tabelle steht Folgendes: 
 


„Für unsere Kinder. Kostet nichts. Jede Stimme ist wichtig. Eltern, Oma, Opa, 
Tante, Onkel stimmt mit ab … 
 


Einwohnerantrag gegen die hohen Kita- und Hortgebühren 
und die unpraktikablen Hortzeiten 
 
Die vom Stadtrat am 28.02.2017 beschlossenen Kita- und Hortgebühren sind mit die 
teuersten in ganz Sachsen-Anhalt. Die Veränderung von Betreuungszeiten ist zum 
Teil gar nicht möglich oder an unverhältnismäßig hohen Aufwand für die Eltern ge-
bunden.  
 
Wir, die unterzeichnenden Bürgerinnen und Bürger der Stadt Köthen (Anhalt), bean-
tragen, dass der Stadtrat über die Kinderbetreuungssatzung (17StR/17/003) und El-
ternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt und dabei insbesondere: 
 
1. die Gebühren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen Städte mit 


20.000 bis 35.000 Einwohnern festgesetzt werden, 
2. berücksichtigt, dass die freien Träger zu großen Teilen die verabschiedeten Be-


treuungszeiten gar nicht mittragen, und  
3. die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeindeelternrat im Vorfeld ab-


stimmt, um neu geschaffene, bürokratische Hürden abzubauen.“ 
 
Unter der Tabelle steht Folgendes: 
 


„Bitte nur einmal eintragen. Deutlich lesbar ausfüllen. Alles komplett eintragen, sonst 
ist Deine Stimme nutzlos.  
 Zurück bis 25. Mai 2017 an den Gemeindeelternrat, An der Rüsternbreite 38, 06366 
Köthen 
Die Unterzeichnenden werden durch folgende Personen vertreten: 
Frau Maja Heubner, 06366 Köthen (Anhalt), Frau Silvia Richter, 06366 Köthen (An-
halt), Herr Thomas Franke, 06366 Köthen (Anhalt) 


 Bei Fragen bitte an EinwohnerantragfuerKoethen@gmail.com“ 
 
2.2.2 Die Rückseite enthält folgenden Text: 
 
 „Worum geht es:  


Am 28.02.2017 hat der Stadtrat von Köthen (Anhalt) für den Bereich Kinderkrippe, 
der Kindergärten und des Horts neue Regelungen und neue Gebühren geschaffen. 
Die Gebühren sind dabei stark gestiegen und liegen deutlich über den Gebühren an-
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derer Städte in Sachsen-Anhalt. Des Weiteren wurden neue organisatorische Rah-
menbedingungen geschaffen, die wir als betroffene Eltern als unpraktisch empfinden. 
Leider wurde der Gemeindeelternrat im Vorfeld nicht beteiligt, so dass Eltern keinerlei 
Chancen hatten, ihre Hinweise und Gedanken mit einfließen zu lassen.  


 
Zur Kompensation der deutlichen Kostensteigerungen wurde auf die Möglichkeit ver-
wiesen, dass man seit 01.04.2017 die Kinderbetreuung stundenweise abschließen 
könne. Das geht in den städtischen Kitas, aber zu großen Teilen nicht bei den freien 
Trägern. Damit ist ca. jedes 2. Kind in Köthen (Anhalt) von einer Nichtgestaltbarkeit 
der Kosten betroffen. Gebührensteigerungen von bis zu 1.000 EUR im Jahr sind die 
Folge.  
 
Das finden wir nicht in Ordnung, so dass wir mit diesem Einwohnerantrag das Ziel 
verfolgen, den Stadtrat von Köthen (Anhalt) nochmals unter Berücksichtigung dieser 
Aspekte mit dem Thema zu beschäftigen. Des Weiteren erwarten wir, dass mit dem 
Gemeindeelternrat im Vorfeld solch wichtiger und weitreichender Entscheidung ge-
sprochen wird.  
Mit Ihrer Stimme können Sie unseren Antrag unterstützen. Setzen Sie sich ein und 
setzen ein Zeichen, dass mit unseren Kindern (und Eltern) nicht so umgegangen 
werden kann.  
 
Zur Begründung des Antrages: 
Kinder sind der wichtigste Baustein unserer Gesellschaft. Sie sichern unsere Exis-
tenz. Die Sozialministerin des Landes, Frau Grimme-Benne (SPD), bezeichnete die 
Einkommenssituation von Eltern im Land Sachsen-Anhalt in diesem Jahr als niedrig 
und ungünstig. Der Oberbürgermeister der Stadt zeigte bei der aktuellen Entwicklung 
der Innenstadt deutlich auf, dass Einkommen in Köthen (Anhalt) niedriger sind, als in 
Nachbarkreisstädten.  Somit ist die Maximalerhöhung von Kinderbetreuungsgebühren 
der falsche Weg! 
 
a) Innerhalb der Beschlussberatung des Stadtrates wurde dargestellt, dass Eltern 


auf die steigenden Gebühren durch flexiblere Gestaltungen ihrer Betreuungszei-
ten reagieren können. Nunmehr ist festzustellen, dass die freien Träger diese Zei-
ten nicht anbieten und damit rund die Hälfte aller Eltern der Zugang zu dieser 
Möglichkeit versperrt ist. Diese Eltern werden damit faktisch in die hohen Gebüh-
ren „gezwungen“.  


b) Die aktuelle Gebührenhöhe führt bei Eltern mit schwächeren Einkommen und 
mehrerer Kinder zu einer „Unattraktivität“ von eigener Arbeit. Diese Eltern werden 
in soziale Unterstützungen gedrängt. Genau das ist nicht der richtige Weg.  


c) Mit der Übertragungen von zusätzlichem Verwaltungsaufwand auf die Kitas und 
Horte sinkt die Arbeitszeit an unseren Kindern! Aufgabe sollte aber maximale Zeit 
für unsere Kinder, nicht für Verwaltungstätigkeiten sein. Hier besteht Nachbesse-
rungsbedarf! 


d) Der organisatorische Aufwand für die An-, Ab- und Ummeldung ist für alle Betei-
ligten unverhältnismäßig hoch und bedarf einer Überarbeitung. Wir brauchen fle-
xible, sich am Leben orientierende Lösungen. Deshalb ist mit dem Gemeinde-
elternrat zu sprechen! 


 


DANKE für jede Unterschrift!!!“   
 
3. Am 01.06.2017 wurde aus dem Briefkasten der Stadt Köthen (Anhalt) ein weiteres 
Schreiben entnommen, in welchem weitere 21 Unterschriftenlisten zum selben Einwohneran-
trag enthalten war. Das Kuvert hatte einen Vermerk, dass es am 31.05.2017 in den Briefkas-
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ten eingeworfen worden ist. Sämtliche der 21 nachgereichten Unterschriftenlisten enthielten 
keine Rückseite entsprechend Ziff. 2.2.2.  
 
 
 


II. Zulässigkeit des Einwohnerantrages  


 
1. Die Statthaftigkeit des Einwohnerantrages ergibt sich aus § 25 Abs. (1) Satz 1 KVG 
LSA. Danach können die Einwohner der Kommune, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
beantragen, dass die Vertretung bestimmte Angelegenheiten berät.  
 
2. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Zulässigkeit des Einwohnerantrages 
ist die Sach- und Rechtslage am Tag des Antragseingangs (vgl. Miller/Wiegand in: Kommu-
nalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, Stand: 09/2015, § 25 S. 5), vorliegend als der 
29.05.2017. Nach diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetzlich 
vorgeschriebene Kriterien können nur noch in Form eines neuen Einwohnerantrages berück-
sichtigt werden (vgl. Miller/Wiegand, a. a. O., § 25 S. 5).  
 
2.1  Die am 01.06.2017 aus dem Briefkasten entnommenen „nachgereichten“ Unterschrif-
tenlisten sind daher für den am 29.05.2017 eingereichten Einwohnerantrag unbeachtlich, 
unabhängig von der Frage, ob diese tatsächlich am 31.05.2017 eingeworfen wurden.  
 
2.2. Hierin kann lediglich ein 2. Einwohnerantrag erblickt werden. Dieser verfehlt die von 
§ 25 Abs. (3) Nr. 3 KVG LSA geforderte Stärke von 800 stimmberechtigten Einwohnern deut-
lich. Von daher ist dieser 2. Einwohnerantrag wegen Unzulässigkeit durch die Vertretung 
zurückzuweisen.   
 
3. Hintergrund für den Einwohnerantrag sind die Beschlüsse des Stadtrates zur Kinder-
betreuungs- sowie zur Elternbeitragssatzung vom 28.02.2017. Der Einwohnerantrag ist von 
seiner Intention gegen diese Stadtratsbeschlüsse gerichtet, sodass entsprechend § 25 
Abs. (4) Satz 2 KVG LSA der Einwohnerantrag innerhalb von zwei Monaten nach der ortsüb-
lichen Bekanntgabe des (angegriffenen) Beschlusses eingereicht werden muss.  
 
Die öffentliche Bekanntgabe erfolgte entsprechend § 14 Abs. (1) der Hauptsatzung der Stadt 
Köthen (Anhalt) im Amtsblatt am 31. März 2017. Die Frist für die Einreichung des Einwoh-
nerantrages endete mithin mit Ablauf des 31. Mai 2017.  
 
Der Antrag ist am 29.05.2017 mit 199 Unterschriftenlisten eingegangen.  
 
Die Frist wurde gewahrt.  
 
4.  Antragsberechtigt sind nach § 25 Abs. (1) Satz 1 KVG LSA die Einwohner der Kom-
mune, die das 16. Lebensjahr vollendet haben. 
 
5. Unzweifelhaft ist die Schriftform im Sinne des § 25 Abs. (4) Satz 1 KVG LSA gewahrt. 
 
6. Es gab auch keinen zulässigen Einwohnerantrag innerhalb der letzten zwölf Monate, 
dessen Gegenstand mit dem jetzigen Einwohnerantrag übereinstimmt.  
 
7. Es besteht nach § 45 Abs. (1) Satz 1, Abs. (2) Nr. 1 KVG LSA eine gesetzliche Zu-
ständigkeit der Vertretung im Sinne des § 25 Abs. (1) Satz 3 KVG LSA für eine Entscheidung 
über die Kinderbetreuungs- und Elternbeitragssatzung. Zweifelhaft könnte dies insb. für die 
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auf der Vorderseite der Unterschriftenlisten enthaltene Forderung (Nr. 2) sein, die wie folgt 
lautet: 
 


„2. berücksichtigt, dass die freien Träger zu großen Teilen die verabschiedeten Be-
treuungszeiten gar nicht mittragen, und“ 


 
Hier könnte daran gedacht werden, dass der Stadtrat keine Befugnis hat, den freien Trägern 
Vorgaben hinsichtlich deren Betreuungszeiten zu machen, da insoweit § 5 Abs. (3) Satz 1 
KiFöG LSA entgegenstünde. Dieser lautet wie folgt: 
 


„Die Träger der Tageseinrichtungen gestalten die Umsetzung des Erziehungs- und 
Bildungsauftrages in eigener Verantwortung.“ 


 
Allerdings ist die Forderung m. E. lediglich in Zusammenhang mit dem Eingangssatz des 
Begehrens zu verstehen, wonach beantragt wird, „dass der Stadtrat über die Kinderbetreu-
ungssatzung (17/StR/17/003) und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt 
und dabei insbesondere“ „2. berücksichtigt, dass die freien Träger zu großen Teilen die ver-
abschiedeten Betreuungszeiten gar nicht mittragen“.  
 
Eine theoretisch denkbare Reaktion der Vertretung auf dieses Begehren kann darin beste-
hen, dass die Betreuungszeiten für eigene Einrichtungen bzw. die Elternbeitragssatzung 
überarbeitet werden; hierfür besteht die eingangs beschriebene Zuständigkeit der Vertre-
tung.  
 
8. Es besteht zudem die Frage, ob es sich entsprechend § 25 Abs. (1) Satz 3 KVG LSA 
um eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises handelt. Zweifel ergeben sich deshalb, 
da der Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 1 Abs. (1) KJHG LSA der Landkreis ist. 
Gleichwohl zeigt ein Vergleich zur Bestimmung in § 90 Abs. (3) Satz 1 Nr.  4 KVG LSA, dass 
es sich bei den „Aufgaben nach dem Kinderförderungsgesetz“ um eine Angelegenheit der 
örtlichen Gemeinschaft im Sinne des § 5 Abs. (1) Nr. 1 KVG LSA handelt und mithin von 
einem eigenen Wirkungskreis der Stadt Köthen (Anhalt) auszugehen ist.  
 
9. Eine (etwaige) Unzulässigkeit des Einwohnerantrages entsprechend § 26 Abs. (2) 
Satz 2 KVG LSA (Unzulässigkeit eines Bürgerbegehrens) ist nicht gegeben, da – anders als 
nach § 24 Abs. (1) Satz 4 GemO LSA 2009 – im § 25 KVG LSA (zum Thema Einwohneran-
trag) kein Verweis auf den § 26 Abs. (2) KVG LSA (mehr) enthalten ist. 
 
10. Nach § 25 Abs. (2) Satz 1 KVG LSA muss der Antrag ein bestimmtes Begehren mit 
Begründung enthalten und soll bis zu drei Personen benennen, die berechtigt sind, die Un-
terzeichnenden zu vertreten. Letzt genannte Voraussetzung ist erfüllt; der Antrag weist auch 
ein bestimmtes Begehren auf. Fraglich ist, ob es eine ausreichende Begründung enthält.  
 
10.1 Hierfür ist zu differenzieren zwischen den einzelnen Unterschriftenlisten, da diese 
erhebliche Unterschiede aufweisen. Soweit die Unterschriftenlisten auf der Rückseite die 
unter I.) 2.2.2 dargestellten Ausführungen enthalten, bestehen keine Zweifel an einer ausrei-
chenden Begründung.  
 
10.2 Soweit die Rückseite jedoch bei einer Vielzahl der Unterschriftenliste fehlt, erscheint 
eine ausreichende Begründung nicht erfolgt. Es sind zwar keine allzu hohen Anforderungen 
an die Begründung zu stellen, sodass selbst Schlageworte genügen würden (vgl. Mil-
ler/Wiegand a. a. O., § 25 S. 3); jedoch muss die Begründung Bestandteil jeder Liste sein 
(vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 – 9 A 458/03 MD – insoweit für die Zulässigkeit 
eines Bürgerbegehrens). Deshalb muss das Anschreiben selbst außer Betracht bleiben; 
maßgeblich ist allein der Inhalt der Unterschriftenlisten, da nur diese von den Unterstützern 
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des Einwohnerantrages unterzeichnet wurden.  
 
Soweit die Initiatoren des Einwohnerantrages dem Antrag eine bestimmte Begründung bei-
legen wollten, muss diese als Maßstab herangezogen werden. Andernfalls wäre die Ver-
gleichbarkeit der einzelnen Unterschriften nicht mehr gewährleistet. Sinn und Zweck der Be-
gründung ist die Eröffnung der Diskussion, ob man sich mit dem Einwohnerantrag identifi-
ziert und diesen unterstützen möchte. Insoweit erscheint es daher nicht ausgeschlossen, 
dass eine ausführliche Begründung wie angedacht, dazu verleitet hätte, die Unterschrift nicht 
zu geben. Die fehlende Rückseite kann daher nicht durch eine (etwaige) Begründung auf der 
Vorderseite geheilt werden.  
 
Aus diesem Grunde kann für die Unterschriften, bei denen auf der Rückseite die ausführliche 
Begründung fehlt, nicht die endgültige Unterstützung durch die Unterzeichnenden festgestellt 
werden, sodass insoweit diese Unterschriften m. E. unbeachtlich sind.  
 
11.  Ausgehend von der unter Ziff. 10 dargestellten Rechtsfolge ist bei 19 Unterschriften-
listen á 10 Zeilen davon auszugehen, dass das Quorum des § 25 Abs. (3) Nr. 3 KVG LSA 
von 800 stimmberechtigten Einwohnern nicht erreicht werden wird. Die konkrete Prüfung 
anhand des Wählerverzeichnisses wird gesondert erfolgen.  
 
12. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der am 29.05.2017 eingereichte Antrag so-
wie der am 31.05/01.06.2017 eingereichte Antrag jeweils mangels Erreichen des erforderli-
chen Quorums  unzulässig sind. Über die Zulässigkeit des Einwohnerantrages entscheidet 
die Vertretung (vgl. § 25 Abs. (5) Satz 1 KVG LSA). Ein (politischer) Ermessenspielraum wird 
der Vertretung auf Grund des eindeutigen Gesetzeswortlautes („stellt … fest“) nicht einge-
räumt. Liegt eine formelle oder materielle gesetzliche Voraussetzung nicht vor, so ist der 
Einwohnerantrag nicht zulässig (vgl. Miller/Wiegand, a. a. O., § 25 S. 5).   
      
13. Das Ergebnis der Beratung oder die Gründe für die Entscheidung, den Einwohneran-
trag für unzulässig zu erklären, sind ortsüblich bekannt zu machen (vgl. § 25 Abs. (5) Satz 4 
KVG LSA).   





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Prüfvermerk.pdf


